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Aufbau Ost                                                         Ost 05/04
Position: Städtebauförderung des Bundes
1. Die aus NRW stammende Behauptung, dass bis zum 31.12.2003 in den 14 Jahren seit der Vereinigung mehr Städtebaumittel in die neuen Länder geflossen sind als in den 32 Jahren seit der Einführung der Städtebauförderung in die alten Länder, stimmt nicht (siehe Tabelle, Seite 2).

2. Das Programm Stadtumbau Ost wurde als Reaktion auf die verfehlte Förderpolitik der Kohl-Regierung für den ostdeutschen Immobiliensektor aufgelegt. (Von dem staatlich unterstützten Bauboom haben viele westdeutsche Unternehmen und Private profitiert.) Das Programm soll helfen, die entstandenen Fehlallokationen und die resultierende Sondersituation zu korrigieren.

3. Nach Art. 104 Abs. 4 GG kommt der Städtebauförderung eine Ausgleichsfunktion bzgl. der unterschiedlichen Wirtschaftskraft im Bundesgebiet zu. Deshalb erhält NRW den weitaus größten Betrag von allen neuen und alten Bundesländern.

4. Ein Pro-Kopf-Vergleich der Städtebaufördermittel für West und Ost ist unseriös. Er wird den unterschiedlichen Problemlagen nicht gerecht.
Bis auf Brandenburg leiden alle neuen Länder massiv unter Bevölkerungsrückgang. Von 1990 bis 2002 verließen 1,1 Mio. Menschen die neuen Länder Richtung Westen. In allen alten Bundesländern ist die Bevölkerung gewachsen; in NRW um 566.489. Wegen der massiven Abwanderung aus den neuen Ländern muss die Mehrzahl der Städte nun die Folgen einer überdimensionierten Infrastruktur bewältigen. Allein die Wohnungsleerstandsquote beträgt im Osten 15%, im Westen 3%. In Punkto Wirtschaftskraft hinken die neuen Länder noch immer deutlich dem Westen hinterher. Entsprechend ist die Arbeitslosenquote mehr als doppelt so hoch wie in den alten Ländern.
5. Insgesamt hat die Bundesregierung in den vergangenen Jahren die Mittel für die Städtebauförderung in den alten Ländern deutlich erhöht. Diese Tendenz wird sich in den kommenden Jahren fortsetzen:


In 2005 wird das Programm Stadtumbau West eingeführt. Gut ein Dutzend Pilotprojekte laufen bereits, u.a. in Gelsenkirchen und Essen.


Die Bauministerkonferenz beschloss am 05.12.2003, dass die Angleichung der Städtebauförderung Ost und West ab 2005 in höchstens drei Jahresschritten auf ein Verhältnis 50:50 erfolgen soll. Davon ausgeschlossen sind die Programme Städtebaulicher Denkmalschutz und Stadtumbau Ost.

6. Staatliche Beihilfen fließen neben der Städtebauförderung auch in den Steinkohleabbau. Diese Milliardensubventionen für die Steinkohleförderung kommen v.a. NRW zu Gute. Die Braunkohleförderung in den neuen Ländern wird hingegen nicht staatlich unterstützt. Das ist auch gut so, denn so hat sich der notwendige Strukturwandel in der ostdeutschen Braunkohleindustrie - anders als in der westdeutschen Steinkohleindustrie – in relativ kurzer Zeit vollzogen.

Instrumente der Städtebauförderung des Bundes:

	Programm
	Bundesmittel

bis 2003

[Mio. €]


	Bundesmittel

geplant 2004

[Mio. €]

	
	Städtebauförderung seit 1971

darunter:

Programm Städtebauliche Sanierungs- und

Entwicklungsmaßnahmen (seit 1971: 6.833.068),

Städtebaulicher Denkmalschutz (seit 1991: 1.304, nur Ost),

ausgelaufene Sonderprogramme geringeren Umfangs


	9.516
	204,5

	
	Soziale Stadt (seit 1999)


	336
	80

	
	gesamt


	9.852
	284,5

	West


	Städtebauliche Sanierungs- und

Entwicklungsmaßnahmen (Anteil 45%)


	4.693
	92

	
	Soziale Stadt (Anteil ca. 75%)


	252
	60

	
	Stadtumbau West (geplant: 2005-2009)


	0
	0

	
	West gesamt


	4.945
	152

	Ost

seit 1990
	Städtebauförderung (seit 1990)

darunter: Städtebauliche Sanierungs- und

Entwicklungsmaßnahmen (Anteil 55%),

Städtebaulicher Denkmalschutz (seit 1991: 1.304)
	4.517
	112,5

102,3

	
	Soziale Stadt (Anteil ca. 25%)


	84
	20

	
	Stadtumbau Ost (2002-2009)

[inkl. Wohneigentum Ost (2002-2003 jeweils 153,4)]


	307


	153,4



	
	Ost gesamt


	4.907
	285,9

	alle Programmbereiche
	
	540,2




Quelle: BMVBW, eigene Berechnungen

Stand: 06.05.2004

� Ohne Berücksichtigung zu erbringender Einsparungen nach Koch/Steinbrück
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